
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 14. Dezember 2010 

 

 Nr. 2010/2365   

Anpassungen im Staatshaftungsrecht 

Inkraftsetzung der Übergangsverordnung zum Verfahren bei medizinischer Staatshaftung per 1. Januar 

2011; Schreiben an die Ratsleitung des Kantonsrates 

  

1. Erwägungen 

Das Bau- und Justizdepartement unterbreitet das Schreiben an die Ratsleitung des Kantonsrates be-

treffend „Anpassungen im Staatshaftungsrecht; Inkraftsetzung der Übergangsverordnung zum Verfahren 

bei medizinischer Staatshaftung“ zur Beratung und Beschlussfassung. 

2. Beschluss 

Das Schreiben an die Ratsleitung des Kantonsrates wird beschlossen. 
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